
BürgerProgramm 
Stadt 

Mannheim



2   |   Bürgerprogramm Mannheim Bürgerprogramm Mannheim   |   3

inhalt

Impressum 

© BürgerForum 2011 
c/o Bertelsmann Stiftung 
Carl-Bertelsmann-Straße 256 · 33311 Gütersloh  
www.buergerforum2011.de

Verantwortlich:  
Dr. Robert B. Vehrkamp · Dr. Dominik Hierlemann 
Anna Wohlfarth · Lars Thies 
Redaktion: Pia-Annabelle Wischnat

Gestaltung und Lektorat:  
SCHMITZ WG Corporate Communication GmbH · www.schmitz-wg.com

Fotos: Maja Metz (Titel), Reinhard Feldrapp (S. 3), Rafael Herlich (S. 11)
Andreas Henn (S. 6, 13, 15, 17, 19, 21, 23)

Wir bitten um Verständnis, dass in der Regel auf die explizite Nennung 
der weiblichen Sprachform verzichtet wurde. Frauen und Männer sind  
immer gleichermaßen gemeint. 

Das BürgerForum 2011 – Zukunft braucht Zusammenhalt. Vielfalt schafft Chancen.	       04

Der Weg zum BürgerForum	 06

So funktioniert die Online-Plattform 	 08

Wie können wir den gesellschaftlichen Zusammenhang in Deutschland fördern? 	 10

Vorschlag Ausschuss Solidarität und Gerechtigkeit 	 12

Vorschlag Ausschuss Demokratie und Beteiligung	 14

Vorschlag Ausschuss Familiäre Lebensformen	 16

Vorschlag Ausschuss Integration	 18

Vorschlag Ausschuss Bildung 	 20

Vorschlag Ausschuss Demografie	 22

BürgerForum Mannheim

Bürgerforum 2011 –  
Mitmachen  

statt abwarten!

Eine Initiative des Bundespräsidenten mit:



4   |   BürgerProgramm MannheiM BürgerProgramm MannheiM   |   5

BürgerForuM 2011

das BürgerForum 2011 ist eine initia-
tive des Bundespräsidenten Christian 
Wulff mit der Bertelsmann Stiftung und 
der heinz nixdorf Stiftung. in 25 Städten 
und landkreisen in deutschland wurden 
jeweils 400 nach einem Zufallsverfahren 
ausgewählte Bürger eingeladen mitzu-
diskutieren. Bundesweit beteiligten sich 
so 10.000 Bürger an der diskussion.

die Kluft zwischen Wählern und 
gewählten hat sich vergrößert. deshalb 
ist es wichtig, Brücken zwischen den 
Bürgern und den politisch Verantwort-
lichen zu schlagen und ein gemein-
sames, verantwortliches handeln zu ini-
tiieren. auch die gesellschaft treibt heute 
an vielen Stellen auseinander: davon 
zeugt der gegensatz zwischen Jung und 
alt, die Kluft zwischen arm und reich, die 
unzureichende integration von migran-
ten. Wie wollen die menschen in deutsch-
land vor dem hintergrund dieser heraus-
forderungen künftig zusammenleben?

unter der überschrift „Zukunft braucht 
Zusammenhalt. Vielfalt schafft Chan-
cen.“ haben die teilnehmer zu dieser 
Frage in sechs thematischen ausschüs-
sen gearbeitet (siehe abbildungen unten).

das ergebnis des BürgerForums 2011 
sind 25 regionale BürgerProgramme, mit 
jeweils einem konkreten Vorschlag zu 
jedem ausschussthema. alle teilnehmer 
wählen außerdem einen der regionalen 
Vorschläge pro thema in ein bundes-
weites BürgerProgramm. am 28. mai 
übergeben sie dieses BürgerProgramm 
an den Bundespräsidenten und stellen 
es der Öffentlichkeit vor.

so wurde die stadt Mannheim 
teil des BürgerForums

im herbst 2010 wurden alle landkreise 
in deutschland, alle kreisfreien Städte 
und alle Städte mit mehr als 80.000 ein-
wohnern zur mitwirkung am Bürger-

Forum 2011 eingeladen. über 160 Städte 
und landkreise hatten sich beworben. 
aus allen Bewerbungen wurden schließ-
lich per losverfahren 25 regionen aus-
gewählt. die Stadt mannheim war dabei! 

so wurden die teilnehmer 
ausgewählt

Für jeden teilnehmer begann das Bür-
gerForum mit einem anruf. die 400 Bür-
ger aus mannheim wurden durch eine 
zufällige Stichprobe aus dem telefon-
register ausgewählt und zum Bürger-
Forum eingeladen. Ziel der Zufallsaus-
wahl war, dass die teilnehmer die Vielfalt 
der gesellschaft widerspiegeln und dass 
eine möglichst große Zahl an unter-
schiedlichen meinungen und erfahrun-
gen in die diskussion und in die Vor-
schläge einfließt.

Solidarität und gerechtigkeit Bildung demografieFamiliäre lebensformen integrationdemokratie und Beteiligung

Bundespräsident Christian Wulff eröffnete das BürgerForum 2011 mit einer Rede 
in Naila im Landkreis Hof. Die Rede wurde live in die anderen 24 Regionen übertragen.

daS BürgerForum 2011 –
ZuKunFt Braucht ZusaMMenhalt. 
VielFalt schaFFt chancen.
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bürgerforum 2011

Der Weg zum  
BürgerProgramm

Auftaktveranstaltung am 12. März 2011. 
Alle sechs Ausschüsse eines regiona-
len BürgerForums kamen hier jeweils 
zusammen. Die Mitglieder eines Aus-
schusses hatten die Gelegenheit, sich 
persönlich kennenzulernen und einen 
ganzen Tag lang intensiv zu arbeiten. In 
Diskussionen und Abstimmungen in 
kleinen Runden traf jeder Ausschuss 
erste inhaltliche Festlegungen für das 
BürgerProgramm. Unter dem Titel „Her-
ausforderung“ haben die Teilnehmer 
das jeweils größte gesellschaftliche 
Problem oder die wichtigste Entwick-

lung in ihrem Ausschussthema identifi-
ziert und gemeinsam in wenigen Sätzen 
festgehalten. 

In einem zweiten Schritt haben sie 
stichpunktartig erste Vorschläge formu-
liert, wie der Herausforderung begegnet 
werden kann. 

Zeitgleich nahmen die Teilnehmer 
des BürgerForums 2011 in allen Regio-
nen die Arbeit auf. Mit einer Rede in  
Naila im Landkreis Hof, die in alle an-
deren Regionen übertragen wurde, er-
öffnete Bundespräsident Christian Wulff 
das BürgerForum.

Online-Diskussion

Die Ergebnisse des Auftakts nahmen die 
Teilnehmer mit in die Online-Diskussion. 
Innerhalb von zwei Wochen haben sie 
die einzelnen Vorschläge weiter ausgear-
beitet und schließlich per Abstimmung in  
jedem Ausschuss den überzeugendsten 
Vorschlag ausgewählt. In den folgenden 
drei Wochen der Online-Diskussion wur-
de an dem ausgewählten Vorschlag wei-
tergearbeitet. Die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer haben die Details des Vor-
schlags sowie seine Vor- und Nachteile 
diskutiert und schließlich den Text for-
muliert, wie er hier im BürgerProgramm 
zu lesen ist. Vier sogenannte Online- 
Moderatoren haben in dieser Zeit darauf 
geachtet, dass die Diskussion fair und 
sachlich verläuft. 

BürgerRedakteure schreiben 
die Texte

Wie konnten 60 oder 70 Menschen in  
jedem Ausschuss an einem gemein- 
samen Text schreiben? Die Antwort ist: 
Nicht jeder arbeitete selbst am Text.  
Das Formulieren des Vorschlags über-
nahmen sogenannte BürgerRedakteure. 
Sie waren selbst auch Teilnehmer des 
BürgerForums, hatten aber eine beson-
dere Rolle übernommen. Pro Ausschuss 
gab es zwei BürgerRedakteure mit die-
ser verantwortungsvollen Aufgabe: Alle 
Mitglieder eines Ausschusses konnten 
Kommentare, Änderungen und Ergän-
zungen zu einem Vorschlag und zu  
einzelnen Textabschnitten machen. Die 
Bürger-Redakteure haben dann aus  
diesen Kommentaren und Anmerkungen 
die zusammenhängenden Texte für das 
BürgerProgramm formuliert. 

Der Tag des BürgerForums

Auf einer zweiten Veranstaltung am  
14. Mai in allen 25 Regionen wurden die  
Ergebnisse in Form des vorliegenden 
BürgerProgramms der Öffentlichkeit vor-
gestellt und mit Vertretern von Politik 
und Gesellschaft diskutiert. 

Meistens treffen sich Menschen ent-
weder auf politischen Veranstaltungen 
oder sie diskutieren im Internet, häufig 
ohne einander zu kennen. Die Beson-
derheit des BürgerForums ist es, beides 
miteinander zu verbinden: Das Bürger-
Programm ist ein Ergebnis, das von den 
Teilnehmern sowohl auf Veranstaltungen 
als auch online erarbeitet wurde.

Auftakt

Begonnen haben die Teilnehmer des 
BürgerForums mit der Arbeit auf einer 
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bürgerforum 2011

So funktioniert  
die Online-Plattform
Die Online-Plattform des BürgerForums 
ist der zentrale Arbeitsbereich des Bür-
gerForums. Hier arbeiten 10.000 Teil-
nehmer gemeinsam an 25 regionalen 
BürgerProgrammen und an einem bun-
desweiten BürgerProgramm. Die Teil-
nehmer jedes der 25 regionalen Bürger-
Foren diskutieren zunächst auf einer 
eigenen Plattform unter sich. Für die 
Wahl der Vorschläge in das bundesweite 
BürgerProgramm werden die 25 einzel-
nen Plattformen miteinander vernetzt. 
Die Online-Plattform wurde eigens für 
das Projekt entwickelt und enthält eine 
Reihe von Funktionen, die den Teilneh-
mern ermöglicht, online zu diskutieren  
und gemeinsam an konkreten Texten  
zu arbeiten.

Gesicht zeigen

Bei der Auftaktveranstaltung hatten sich 
viele Teilnehmer bereits kennengelernt 
und auch online sollten sie sich, anders 

als bei vielen anderen politischen Dis-
kussionen im Internet, nicht anonym 
austauschen. So stehen die Teilnehmer 
des BürgerForums mit ihrem Namen und 
einem Foto zu ihren Diskussionsbei- 
trägen. Eine persönliche Nachrichten-
funktion ermöglicht den Austausch un-
tereinander auch abseits der inhaltlichen 
Diskussion.
  
Kommentare und Anmerkungen

Die Arbeit an den gemeinsamen Texten 
verläuft nicht in der offenen Struktur ei-
nes Internet-Forums, in dem alle Beiträ-
ge untereinander erscheinen. Direkt am 
Text arbeiten nur die BürgerRedakteure. 
Die anderen Teilnehmer schreiben Kom-
mentare und Anmerkungen dazu, die 
sich direkt auf eine bestimmte Textpas-
sage beziehen. Auf den ersten Blick un-
gewohnt, ermöglicht diese Struktur, dass 
viele Menschen gleichzeitig an einem 
Text arbeiten. Wurde ein Kommentar 

durch den BürgerRedakteur eingearbei-
tet, kann er ihn auf „erledigt“ setzen.  
Damit der Prozess transparent verläuft, 
bleibt der Kommentar aber weiterhin ein-
sehbar. 

Aufgabenbereich

Den Überblick über die Geschehnisse 
auf der Plattform behalten die Teilneh-
mer in ihrem persönlichen Aufgabenbe-
reich. Hier erfahren sie Schritt für Schritt, 
wie die Diskussion sich entwickelt, in 
welcher Form sie mitwirken können und 
ob sie eine persönliche Nachricht in ih-
rem Postfach auf der Plattform erhalten 
haben. 

Informationen

Im Bereich „Information“ werden regel-
mäßig aktuelle Artikel zum BürgerForum 
2011 eingestellt, zum Beispiel Ankündi-
gungen für Veranstaltungen, Erklärun-

gen zu der Online-Plattform und eini-
ges mehr. Sowohl die Teilnehmer als 
auch interessierte Gäste können sich 
in diesem Bereich über den Fortgang 
des BürgerForums auf dem Laufenden 
halten.

Moderation

Damit die Online-Diskussion fair und 
sachlich bleibt, braucht es eine Mo-
deration. Für das BürgerForum 2011 
wird diese Funktion von eigens dafür  
geschulten Online-Moderatoren über-
nommen. Die meisten von ihnen waren 
bereits bei einem früheren Bürger- 
Forum als Teilnehmer dabei. Gegen-
über dem Inhalt verhalten sich die  
Online-Moderatoren neutral – sie be-
werten die Ideen und Vorschläge 
nicht, sondern achten nur darauf, dass 
eine ausgewogene Diskussion ent-
stehen kann.

Aktuelle Informationen  
aus dem BürgerForum 

Kommentare und Anmerkungen 
zum Text des BürgerProgramms
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BürgerForuM 2011 

Christine abraham | Sabine adam | Boris adler | egon aepfelbach | mridul agrawal | ibrahim ahmad | lamies al akedy | adolf 
albuzat | Cornelia alexander | ellen amberger | anita amponsen | Pangnanouvng anthony | Cornlia appel | Jens assenheimer 
| Stefan auer | Yvonne aumüller | thomas Baier | melanie Bantow | eliana Barahona | angelika Bauer | ortwin Bauer | Kerstin 
Baues | edgar Baumeister | david Baumgart | andreas Baumüller | dario Becci | antje Becher | rainer Becker | gerlinde Becker 
| hubert Bender | Jürgen Bender | Wolfgang Bendler | Jutta Benning | max Berg | monika Berg | Susanne Berkel | annette 
Bernhard | armin Bertsch | Peter Biedermann | Peter Birkenbeil | detlev Birnbaum | angela Blume | uwe Blümler | dirk-Walter 
Böhm | ingrid Bohnert | andrea Bohnert | Petra Boppel | edith Brune | edeltraut Bürkle | Barbara Cabus | doris Capone | 
maria-grazia Chiaro | Wolfgang Claassen | nadja Covic | Claudia Cymutta | helga daur | tetyana davydenko | Franz deitering 
| Wolfgang denu | doris dezius-hess | ursula diebel | Christel dinkel | Jochen doll | Stephan dörr | heike dorsey | nora dreier 
| Sieglinde duda | Stefan dürr | ilse eberhart | Florian ederle | ingrid ehlen | dominik eigenstetter | Jennifer eisele | hasan 
elagra | elke elfring | elisabeth endres | mehmet erdogan | Steffi escher | Sievers eva | Bernhard Falkenstein | gabriele Feige | 
Frederike Felcht | annemarie Fels | hans-Jürgen Fischer | natalia Fontagnier | günter Foshag | adelgunde Freisinger | thomas 
Freundl | michael Fromm | Verena Fuchslocher | ruslan Fursa | dennis gebhardt | melanie genc | manfred genth | irmgard 
gerber | Vita gerhardt | michael gericke | tabea gernoth-laber | Barbara gerweck | helga geyer | heide gieseke | Wolfgang 
gladrow | margarethe gogollok-Jung | matthias göttlich | Christoph graf | Siegfried emil graumann | margarete grundmann | 
ute günther | rosemarie gutknecht | Jutta hagen | Werner hahl | Beate haller | heike hänsler | Silke hartung | adil hassoni | 
alexander häusler | Birgit häussler | dieter heide | margit hellinger-Schneider | Jessica hengsteler | Jörg henning | david 
hergesell | manfred hetzel | Siglinde hibschenberger | hellmuth hilsheimer | rainer hoffmann | Silvia hoffmann | milorad 
hofmann | hans horst | Petra huber | Bernhard hübner | dschafar hussein Baqher | Berthold ilk | Karl immisch | Brigitte 
iskender | Brunhilde Jackl | Susanne Jentschura | Walter Joachimiak | dorothe John | Bernhard John | Karlheinz Jordan | 
daniela Jünger | Susanne Kaeppele | ursula Kaißling | uwe Kaliske | ester Karaminejad | imad Karim | matthias Katzenmeier | 
inken Keim | manfred Kempf | Wolfgang Kerbs | Christine Kern | marco Keßler | Bernd Kilchling | Stefano Kilthau | Suphi Kindik 
| Sabrina Kirsch | margot Kirsch | harald Kirstaetter | daniela Kleber | ronald Kleber | günter Klee | erich Kleiner | martin Klett 
| Siegfried Knoblauch | mathias Kohler | Joachim Köhler | Joachim Kohr | herbert Kolb | Jennifer Koldevitz | martina Kopf | 
Wolfgang Korn | evi Korta-Petry | andreas Köstler | Katja Kotelenez | ulrich Krackhardt | heinz Kraft | Klaudia Krause | ute 
Krautheimer | inge Kremer | lukas Kremer | andreas Kreuzer | Bernd Kriebel | marek Krieger | hagen Kubicki | dirk Kuchenbuch 
| monika Kunisch | Barbara Kupke-maurer | lena Kurzenknabe | andrea e. Kussi | laura lackhoff | Wolfgang lange | anita 
langer | Christian lassen | heike lauerwald-günter | meike leipprand | günter leischner | Christof lentz | lucyna leonhard | 
uwe leuck | herbert leuck | marina leyser | Volker licht | theresia liebregts | ralf lindenbach | Sabine linder | Jutta lindner 
| Sonja lingelbach | Petra liu | Simone lomitschka | günter lott | Julia lück | eva luebke | isabel maasjost | Frank maaß | Birgit 
maaßen-rux | hildegard machat | Wilken mampel | Chrysostomos manoukas | Wolfgang mantel | ruth marienhoff | Klaus 
matussik | hans maurer | Sascha meier | daniela meiers | Jürgen meister | Frederik meßmer | Brigitte metzler | Wolfgang meyer 
| helga mildenberger | Carmen mlytz | Beate mochayedi-Bergdolt | ute mocker | Bernd mohr | Claudia möller | dagmar mönch | 
andreas müller | tarmo müller | ulrich müller | edith münch | martina muschelknautz | Vera n. | heide neubach | michael 
neubauer | dirk neuber | michaela neuhäuser | Sarah nick-toma | gerhard nießner | nina nikolic | andreas noll | Christoph 

ohlinger | Kurt oruc | michael ott | Wolfgang ottinger | Zinovia Pantazidou | andreas Parmentier | gabriele Patti | Funda Paz | 
eckhard Peppel | Sabine Peters | helmuth Pfaffhausen | alexander Pfeiffer | Stefan Pfluger | ralf Philipp | Janus Pisz | martina 
Plechinger | roland Pott | dirk Pottharst | Kata Prgic | Susanne Quincke | robin radtke | günther rauh | rolf rebe | uschi 
regelein | daniel regending | Wolfgang reh | Stefan reiser | evelyn reres | gertrud rettenmaier | Carla riar | Sabine rieder 
| Susanne riedling | Bettina riehle | gertrud riemann | markus rink | ralph rischmüller | Sabine ritz | dorit rode | denis 
roeschner | dieter rohde | helma ronke | Brigitte roos | monika roos | irmgard rother | Wolfgang rudolf | thomas rudolph | 
niclas rüffer | andra rupietta | Kerstin ruppenthal | ursula Saalmüller | Bettina Säcker | hans georg Sandmann | Bronwen 
Saunders | marcus Schäfer | maike Schatz | marion Schatz | Fritz Schenkel | Stefanie Scherzinger | hartmut Scheurich | ria 
Schiel | hans-Joachim Schilling | andre Schleichert | doris Schmidt | Christa Schmidt | Sabine Schmitt | norbert Schmitter | rolf 
Schneider | Sabine Schneider | daniel Schneider | thomas Schönfelder | Jochen Schott | Wilfried Schrade | Volker Schröder | 
hans-Joachim Schröder | harald Schubert | Florian Schulze | Bettina Schurse | andrea Schütz | michael Schwartzkopff | 
magdalena Schwarz | max Schwarze | gabi Schweigert | Krista Sebastian | renate Seeber | Christine Seikel | ilse Seiler 
| michael Seitz | martin Seletzky | gudrun Seltmann | Birgit Sempert | nayla Shazi | andreas Sieniatowicz | nebojsa Skocajic | 
horst Sommer | Semira Soraya - Kandan | dieter Sötebier | Bettina Spies | ralf Spietzack | doris Stalp-Kotulla | Wolfgang 
Steinmann | martina Stöbe | manfred Stocker | markus Storch | Wolfgang Strauß | ingo Syllwasschy | dörfler Szerdenke | 
daniel temming | marco tews | andreas theilacker | heiko theis | tim theis | horst thibaut | Petra tilg | oliver tondorf | Karin 
toth | laura triassi | Klaus tröster | norbert übelhör | . uenal | angelika uzarske | alice Van Scoter | heike Vester | Beatrice 
Vittinghoff | Wolfgang Vogt | Werner Vogt | ursula Vogt-Jacob | Caroline von der decken | anja von Vacano | natalija 
Wagensommer | markus Wahlig | Johannes Walter | uwe Wehrspohn | Steffen Weick | heide Weizel | Bernhard Welker | 
mathias Wendel | anne Wenisch | Christian helmut Wetzel | Fabian Widder | horst Wieglepp | Fred Wieme | Kai Wieters | 
Claudia Wilbert | Steffan Winschinsky | ulrich Winter | Christina Wittern | Christoph Wittmann | Jörg Woida | roman Wolf | 
Karl-heinz Wostbrock | Jasna Zagorc | Christian Zaubzer | Zdzalik Zbigniew | ante Zeljkovic | natalie Zifonun-Kopp | angelika 
dorothea Zilles | anastasia Zimmermann | erich Ziob | marcus Zippel | Joachim Zipperer | dieter Zischeck | annette Zobel | 
douglas Zöller | alex Zudsewitsch 

Wie KÖnnen Wir den gesell-
schaFtlichen ZusaMMenhalt 
in deutSChland FÖrdern?

mit dieser Frage haben sich die teilnehmerinnen und teilnehmer des BürgerForums 
mannheim beschäftigt. auf Veranstaltungen und in einer mehrwöchigen online-diskussion 
haben sie Vorschläge für Politik und gesellschaft erarbeitet. die ergebnisse ihrer 
diskussion finden Sie auf den folgenden Seiten. teilnehmerinnen und teilnehmer des 
BürgerForums in mannheim sind:

ein DanKeschÖn
Vor und hinter den Kulissen haben viele menschen tatkräftig an der umsetzung des BürgerForums mitgewirkt: 
andrea anslinger und robert erasmy von der Stadt mannheim haben mit ihrem team die Veranstaltungen 
organisiert. mit großem engagement setzten sie das BürgerForum 2011 zusätzlich zu ihren sonstigen tätigkeiten 
vor ort um. ohne ihren einsatz wäre das BürgerForum mannheim nicht möglich gewesen. diana emberger 
moderierte die Veranstaltungen. ulrike garrels, hubert Kast, herbert Schmidt und thomas Willemsen moderierten 
in ehrenamtlicher tätigkeit die online-diskussion. ihnen und allen zahlreichen helfern, die hier nicht namentlich 
erwähnt sind, gilt besonderer dank. 
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Begründung

die wichtigste Quelle der bestehenden 
Sozialsicherungssysteme ist nach wie vor 
ein nach den grundsätzen von gerech-
tigkeit und Solidarität geordneter arbeits-
markt. die zunehmenden Bestrebungen 
neoliberaler Kräfte, diese bewährte ord-
nung durch deregulierung zu verändern, 
gefährden letztlich die Sozialstaatlichkeit 
unserer demokratie. deshalb sind trans-
parenz und gerechtigkeit auf allen 
ebenen wichtig. hierzu zählt besonders 
neben der arbeitsmarktpolitik eine not-
wendige reformierung der Steuer- und 
grundsicherungssysteme. 

Spekulationen, riskante Bankgeschäfte 
und lobbyismus müssen eingedämmt 
werden, um größeren Schaden zu be-
grenzen. man muss an die menschen am 
rande der gesellschaft denken und ih-
nen ihr Selbstwertgefühl zurückgeben 
(integration Behinderter und arbeitslo-
ser). Öffentliche bzw. kirchliche arbeitge-
ber könnten bei der einstellung neuer Be-
schäftigter und der entlohnung mit gutem 
Beispiel vorangehen. es muss wieder im 

eigenen land investiert werden. ehren-
ämter sind zu stärken und zu fördern. 

VorSChlag im detail

niemand darf aufgrund seines sozialen, 
finanziellen, religiösen (Kopftuchstreit) oder 
körperlichen hintergrundes benachteiligt 
werden. der einstellung Behinderter muss, 
trotz Quote, nachgeholfen werden. Kirch-
liche träger können einen großen Beitrag 
zur toleranz leisten, indem sie menschen 
mit anderer Konfession beschäftigen. da-
neben muss ehrenamtliche arbeit ge-
stärkt und finanziell gefördert werden. 
Schon in den Familien und im Kindergar-
ten müssen moralische Werte gestärkt 
werden. medien spielen hier eine große 
informationsrolle und sie müssen ihre 
Verantwortung in allem erkennen. 

im mittelpunkt des gesamten lebens 
steht der mensch. er ist die wichtigste 
ressource und das größte Kapital! ein 
grundeinkommen zum Wohle des ge-
meinwesens muss gewährleistet werden. 
es muss ein familienfreundlicher arbeits-
markt geschafft werden, der es Frauen 

mit Kindern erlaubt, uneingeschränkt in 
ihrem Beruf zu arbeiten. gewährleistung 
von Kinderbetreuung ist dabei von erheb-
licher Bedeutung auch bei einer neu-
definition und einem Wertewandel von 
familiären lebensformen! Schwarzarbeit 
muss unbedingt härter bestraft, die ab-
wanderung von Firmen und der Waren-
produktion ins ausland müssen verhin-
dert werden. Schlupflöcher für große wie 
kleine Steuersünder müssen wegfallen! 

investitionen in deutsche arbeitsplätze 
sind enorm wichtig. menschen dürfen vor 
allem nicht in ungeschützte oder unter-
bezahlte arbeitsverhältnisse vermittelt 
werden. gerade leiharbeit ist auf das un-
bedingt notwendige maß zu reduzieren 
und es bedarf eines angemessenen min-
destlohns für eine faire entlohnung. 
Schaffung von sozialversicherungspflich-
tigen arbeitsplätzen, Steuergerechtigkeit 
und eine umverteilung der ressourcen 
sind unabdingbar! manager in haftung 
und Banken in die Verantwortung neh-
men ist unerlässlich. Sie sind rechen-
schaft schuldig! investition in Bildung ist 
unumgänglich, denn darin liegt unsere 

Zukunft! mit Visionen wie der grundsi-
cherung aller wird ungerechtigkeit be-
seitigt und gesellschaftliche Solidarität 
wird verwirklicht. 

Pro und Contra

Contra: Wirtschaftsunternehmen haben 
eigene Ziele und sind an gewinnmaxi-
mierung mehr interessiert als an nachhal-
tiger Sicherung selbst des eigenen unter-
nehmens und des Wohlergehens der 
gesamten Bevölkerung, so dass die men-
schen von einer art raubtierkapitalismus 
ausgebeutet werden. Selbst Kirche, Poli-
tik und medien können (wollen) sich den 
einflüssen kaum mehr entziehen. Ver-
besserung der Bildung kostet sehr viel 
geld und bringt zeitnah keinen „return on 
investment“, es ist eben eine langfristig in 
die Zukunft gerichtete investition. Bildung 
ist immer noch ländersache. Komple-
mentäre Beziehung von Subsidiarität und 
Solidarität.

Pro: der mensch wird in den mittel-
punkt gerückt und bisher nicht genügend 
genutzte ressourcen werden in das 

arbeitsleben eingegliedert. Verhinderung 
der abwanderung schafft arbeitsplätze. 
mindestlohn sorgt für gerechtigkeit und 
verhindert „ausbeutung“. Bildung sichert 
die realisierung unserer Zukunftspers-
pektiven. Familie, moral, ethik und ehren-
amtlichkeit werden gestärkt. 
 

umSetZung

eigenverantwortliches handeln jedes 
einzelnen statt Schuldzuweisung, popu-
listischer Parolen und Passivität. mehr 
Volksentscheid! Keimzelle der gesell-
schaft bleibt die Familie. der gesetz-
geber muss aktiv werden und rahmen-
bedingungen schaffen! Bei der elite 
beginnen. rV für Kinder mit Kindergeld-
pflichtbeiträgen; investition in ausbil-
dungsversicherung. teilzahlung in private 
rV. abschaffung PKV. Wegfall der Versi-
cherungspflicht in der rV nach einkom-
men oder Berufsstand. Besteuerung von 
Firmen nicht nur über lohnsteuer. abspe-
cken der Zahl/gehälter von Beamten und 
Politikern. einsatz nach Qualifikation, 
neutralität (Korruption, Beraterverträge 

etc.). Keine Verschwendung von Steuer-
geldern. hedgefonds verbieten. transfer-
steuer für Banken. Spekulanten in die 
finanzielle Pflicht nehmen. Keine heu-
chelei/Volksverdummung. Schnelle re-
aktion der Ämter, weniger Bürokratie, 
mehr Kompetenz. Kontrollen der Berufs-
förderungswerke. Kirche muss voll be-
schäftigen. investition in Bildung. Kon-
trolle von auslandskonten.

BürgerRedakteur Nayla Shazi

um eine solidarische und gerechte gesellschaft aufzubauen, 
bedarf es einer neuen Wirtschaftsethik. die Vermeidung von 
armut trotz arbeit, das erreichen von Steuergerechtigkeit sowie 
die Beteiligung von menschen mit Behinderung am arbeitsleben 
müssen so erzielt werden. durch Förderung von Bildung und 
ausbildung entsteht Chancengleichheit für alle Bürger. die 
definition und Vermittlung neuer gesellschaftlicher Werte 
schaffen rahmenbedingungen als grundlage von Solidarität 
und gerechtigkeit. ehrenamt und Familie werden gestärkt. 
BürgerRedakteure Nayla Shazi, Horst Thibaut

Vorschlag – wir Brauchen:

angePaSSte arBeitSmarKtPolitiK und 
SteuerSYSteme SoWie eine grundSiCherung

Solidarität und gerechtigkeit

ausserDeM 
in Der DisKussion
Weitere Vorschläge, über die on-
line in den ersten beiden Wochen 
in dem ausschuss diskutiert 
wurde, haben die überschriften: 
„arbeitgeber müssen wieder in 
die Verantwortung genommen 
werden“, „ethik-Forderung“, 
sowie „grundlegende Schulung 
in ethik und grundwerten“.

Vorschlag ausschuss soliDaritÄt unD gerechtigKeit

leiharbeit begrenzen, arbeitsbefristungen begründen, prekäre arbeitsverhältnisse 
abschaffen, Steuersystem ändern, einkommen umverteilen, grundeinkommen 
sichern und Banken in die Verantwortung nehmen (transaktionssteuer) sind ein muss. 
Jede arbeit verdient gerechte entlohnung. Vision: grundsicherung für alle. 
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Vorschlag ausschuss DeMoKratie unD Beteiligung

demokratie und Beteiligung

Begründung

die tägliche politische erfahrung zeigt, 
dass die regierungen, Parlamente und 
Verwaltungen unserer repräsentativen 
demokratie viele gesellschaftlich drin-
gende Fragen nicht, nicht ausreichend, 
zu spät oder gegen eine mehrheitsmei-
nung der Bevölkerung regeln. unser de-
mokratisches modell muss deshalb um 
elemente der direkten demokratie er-
gänzt werden, die die erfüllung der von 
den Bürgern als vordringlich empfunde-
nen Ziele und aufgaben nachhaltig 
ermöglichen. dabei sind von Politik und 
Politikern transparenz der entschei-
dungswege und Feedback gegenüber 
den Bürgern gefordert. um dies zu errei-
chen, müssen die einflüsse mächtiger 
interessengruppen auf die Politik wirk-
sam eingeschränkt werden.

der Politiker darf nur dem gesetz/
dem allgemeinwohl – nicht aber einzel-
interessen – verpflichtet sein. der hierzu 
erforderliche Wandel der politischen ar-
beit und ethik kann und muss durch akti-
ve und kontrollierende einwirkung des 

politisch mündigen und verantwortungs-
bewussten Bürgers erreicht werden. 

VorSChlag im detail

1. Bürgereinbindung – Bundesweit müs-
sen institutionelle rahmenbedingungen 
für eine stärkere Bürgerbeteiligung ge-
schaffen werden: Bürgerbegehren/Bür-
gerentscheid mit nicht zu hoher eintritts-
schwelle ∙ verpflichtende Beteiligung der 
Bürger bei konzeptionellen Fragen und 
bei Verteilung von Finanzmitteln (Bürger-
haushalt) von der Planung bis zur umset-
zung (nachhaltigkeit auch über die legis-
laturperiode hinaus), dabei seitens der 
Politik Pflicht zu umsetzung und Feed-
back mit klaren und verbindlichen Konse-
quenzen ∙ Bürgerforen zur Information, 
meinungsbildung, diskussion und Beglei-
tung wesentlicher politischer entschei-
dungen (möglichst gemeinde-, landes- 
und bundeseinheitlich; internetplattform, 
Bürgerbüros als anlaufstellen und orga-
nisationsbasis, auch als hilfe für 
internetferne Bürger) ∙ Förderung des de-
mokratischen Bewusstseins, der staats-

bürgerlichen Kompetenz und der politi-
schen Bildung (in Schule, Studium, 
erwachsenenbildung und täglichem le-
ben) ∙ Förderung ehrenamtlichen politi-
schen engagements (z. B. durch teilzeit, 
Freistellung, öffentliche Anerkennung) ∙ 
umfassende information der Bürger über 
konventionelle und elektronische medien

2. unabhängigkeit von lobbys und 
einzelinteressen stärken durch: neben-
tätigkeitsregeln/-verbote für abgeordnete 
zur Sicherung der inhaltlichen und zeit-
lichen unabhängigkeit des mandats (gilt 
auch für aufsichts-/Beiratstätigkeiten in 
Firmen und Aktiengesellschaften) ∙ Ver-
bot von Parteispenden durch juristische 
Personen (Firmen, Verbände) ∙ öffent-
liche Begleitung politischer Vorhaben 
durch unabhängige Fachleute

3. transparenz: ehrlichkeit in der poli-
tischen diskussion, nachvollziehbarkeit 
der politischen entscheidungen und über-
zeugendes Fehlermanagement ∙ Stärke-
res in-die-Pflicht-nehmen des einzelnen 
mandatsträgers, verbindliche Konse-
quenzen bei nichteinhaltung der rah-
menbedingungen und der Vorgaben aus 

der Bürgerbeteiligung (bei wirklich weit-
reichenden Verstößen auch mittels miss-
trauensvotum vonseiten des Bürgers) 

Pro und Contra

Pro: die glaubwürdigkeit und das Ver-
trauen, welche die Politik(er) in den letz-
ten Jahrzehnten verloren haben, lassen 
sich nur wiedergewinnen durch unbe-
stechliches, transparentes und gemein-
wohlorientiertes Verhalten im politischen 
alltag. dazu muss unsere repräsentative 
demokratie um direktdemokratische 
elemente ergänzt werden. diese er-
möglichen dem Bürger angemessenes 
mitwirken auch zwischen den Wahlter-
minen und sind geeignet, sein demokra-
tisches engagement – auch jenseits der 
Parteien – zu fördern. 

Contra: Bürgerbeteiligung braucht 
ein (Bürger-)umfeld, das Verantwortung 
ernst nimmt und umfassendes engage-
ment einbringt. hier ist noch viel aufbau-
arbeit beim politischen Bewusstsein/bei 
politischer Bildung zu leisten. Kritisch zu 
betrachten sind Populismus zur durch-

setzung nicht sachdienlicher Politik und 
stimmungsabhängige Zufallsentschei-
dungen. es ist einfacher, nein-Sager zu 
mobilisieren, als konstruktive Konzepte 
zu entwickeln und voranzutreiben. „un-
gesteuerte“ mitsprache kann politische 
abläufe verzögern. 

umSetZung

eine massive Stärkung der Bürgereinbin-
dung in unsere parlamentarische demo-
kratie erfordert erhebliches umdenken. 
hier muss der Staat die erforderliche 
rechtsgrundlage schaffen. dazu gehört 
ein intensiver erörterungs- und entschei-
dungsprozess über art und umfang der 
einbindung, in den der Bürger einbezo-
gen werden muss. es gilt, einen Weg zu 
finden, der bei möglichst großer Bürger-
beteiligung einen reibungslosen ablauf 
der parlamentarischen arbeit auf allen 
ebenen gewährleistet, wirksam ist und 
sich daher „rechnet“.

der Prozess des umdenkens kann nur 
dann erfolgreich sein, wenn die Politik be-
reit ist, echte und weitgehende Kontrollen 

ihrer tätigkeit zuzulassen, und der Bürger 
sich in die (Bürger-)Pflicht genommen 
zeigt/zur übernahme von Verantwortung 
motivieren lässt. unterstützung durch 
Wirtschaft und medien ist erforderlich, 
um einen breiten und tragfähigen Kon-
sens zu finden.

der Weg hierhin ist steinig und lang. 
nur mit Beharrlichkeit und Veränderungs-
willen ist das Ziel erreichbar. 

BürgerRedakteur Sarah Nick-Toma

Wir brauchen frühzeitige transparenz bei der information der 
Bürger. institutionelle rahmenbedingungen für Beteiligung, wie 
z. B. Bürgerbegehren oder Volksentscheide, müssen geschaffen 
werden. Politische Bildung ist dafür Voraussetzung. Wir fordern 
die unabhängigkeit der mandatsträger von lobbyisten und 
„faktischem“ Fraktionszwang. 
BürgerRedakteure Monika Berg, Sarah Nick-Toma

Vorschlag

BürgereinBindung + unaBhÄngigKeit + 
tranSParenZ = BeSSere PolitiK

ausserDeM 
in Der DisKussion

Weitere Vorschläge, über die 
online in den ersten beiden 
Wochen in dem ausschuss 
diskutiert wurde, haben die 
überschriften: „mehr demokratie 
wagen!“, „Fragen zulassen – 
offenheit ertragen – transparenz 
herstellen“, sowie „mehr 
demokratie leben!“.

Bürgereinbindung verbessert bei konsequenter umsetzung die transparenz der 
politischen entscheidungswege und verringert den unangemessenen einfluss 
mächtiger interessengruppen auf entscheidungen. dies fördert die unabhängigkeit 
der Politik und stärkt den einfluss des Bürgers als Souverän. 
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Vorschlag ausschuss FaMiliÄre leBensForMen

Familiäre lebensformen

Begründung

die Wertstellung der Familie ist nicht 
verloren! Sie muss nur neu in das Be-
wusstsein sowohl der gesellschaft als 
auch in den Familien selbst aufgerufen 
und verinnerlicht werden. die „Familie“ 
ist auch ein Zusammentreffen von men-
schen und Schicksalen. 

die gemeinschaft als ganzes soll ei-
nander stützen und fördern, individuell 
z. B. mit Patenschaften über nachbar-
schaftshilfen für junge Familien. Sie be-
antworten wichtige erziehungsfragen 
direkt vor ort. auch ernährungsfragen, 
einkaufsverhalten etc. wirken sich auf 
die Familie aus. 

leistungen der Familie, vor allem in 
Kindererziehung und Pflege, sind durch 
den Staat nicht zu ersetzen! Staatliche 
unterstützung kann erfolgen, indem 
notwendige Zeit oder praktische hilfe-
stellung den erziehenden eltern zuge-
sprochen wird. eine Kombination von 
direkter und indirekter als auch mit sozi-
alen Komponenten gespickter Förde-
rung ist umgehend umzusetzen! Wich-

tig ist, initiativen zuzulassen und nicht 
nur Fragen über vorgegebene modelle 
anzubieten! 

VorSChlag im detail

Wie können wir die Wertstellung der Fa-
milie in der gesellschaft erhöhen? 
durch eine überarbeitung der Steuer-
sätze für Familien und alleinerziehende 
sollen finanzielle entlastungen geschaf-
fen werden. es gibt viele individuelle 
gründe dafür. Wie kann man z. B. dem 
trend des geburtenrückgangs entge-
genwirken? eine Förderungsidee ist, 
den mindestbeitrag für die rentenkasse 
bei zuhause bleibenden elternteilen 
zeitgemäß anzupassen. 

eine weitere möglichkeit ist die ein-
führung einer speziellen Steuerklasse 
für eltern, bei denen das Kind seinen 
lebensmittelpunkt hat. mögliche anrei-
ze für arbeitgeber hatten bisher nicht 
den gewünschten effekt. hier helfen 
gesetzesvorgaben, die Kinderplanung 
anerkennen. Keine anrechnung von 
Kindergeld auf staatliche Zuwendun-

gen! Vorteile für arbeitgeber und arbeit-
nehmer müssen klar erkennbar sein!

die erziehungsaufgabe gestaltet sich 
in der heutigen Zeit sehr umfangreich. 
Zur entlastung der eltern kann prinzi-
piell eine Person gezielt die Patenschaft 
für Kinder übernehmen. ihnen zur Seite 
stehen, auch wirtschaftlich, und ihnen 
helfen, ihre eigenen kulturellen interes-
sen zu finden. ihr engagement wird mit 
steuerlichen Vergünstigungen belohnt. 
Förderungswürdig sind neue unabhän-
gige möglichkeiten, in denen die Familie 
im Vordergrund steht. 

dazu zählt die einrichtung von an-
laufstellen, die als grundvoraussetzung 
nicht eigene wirtschaftliche interessen 
verfolgen. Ziel und Zweck ist vielmehr 
ein freier raum, in dem humanes, un-
abhängiges, innovatives entwickeln von 
ideen, regeln etc. gelebt und die Phan-
tasie der Kinder gefördert wird. So ent-
steht neue Kultur, mit innovativen, aus 
sich selbst entwickelten Werten. ein be-
dingungsloses grundeinkommen gibt 
jedem Bürger die im grundgesetz an-
gestrebte Freiheit. es ermöglicht, ein 

leben mit Kindererziehung, arbeit und 
hilfen für die gemeinschaft zu gestal-
ten, beruhend auf der zentralen grund-
lage unserer Verfassung: die Würde 
des menschen ist unantastbar. Freiheit 
hat nur der, dessen existenzminimum 
gesichert ist. 

Pro und Contra

Contra: die wirtschaftlichen errungen-
schaften verhalten sich nicht zum Vor-
teil jeder Familie. unterschiede in der 
Verfügbarkeit von geld machen das le-
ben vieler menschen zur Qual. „die 
Stärke einer Kette misst man am 
schwächsten glied“ sagt etwas über die 
gesellschaft aus. „Verlierer“ der gesell-
schaft weiter hinzunehmen ist inakzep-
tabel! 

Pro: gemeinsam entwickelte faire 
Ziele, nicht in Konkurrenz zueinander, 
stärken den Zusammenhalt der gesell-
schaft und schließlich der Familie. 
Schaffung politischer mitgestaltung 
lässt demokratie effektiv werden und 
zwar durch schnellere umsetzung auf 

kürzeren Wegen! innovation und moti-
vation sind die entwicklung, die weiter-
führt. glückliche menschen sollte das 
Ziel sein. 

umSetZung

umsetzung ist möglich: durch überar-
beitung der Steuersätze für Familien 
und alleinerziehende. den Beitrag für 
die rente für zuhause bleibende eltern-
teile zeitgemäß anpassen. Kinderpla-
nung durch entsprechende gesetzge-
bung und Firmenpolitik erleichtern. 
Keine anrechnung von Kindergeld auf 
staatliche Zuwendungen. 

Vorteile für arbeitgeber und arbeit-
nehmer klar definieren, so dass sie 
entsprechend erkennbar sind. mit fami-
liengerechten arbeitszeitmodellen den 
Kinderwunsch unterstützen. durch 
steuerliche Vorteile den Weg freima-
chen für Patenschaften auf privater 
ebene. Freien raum schaffen. das ein-
richten von erziehungsinseln mit huma-
nen regeln fördert eltern und Kinder, 
eine neue Kultur zu schaffen. dinge, die 

sich frei entwickeln können, die innova-
tiv und offen sind, unterliegen keiner 
Zensur oder Vorgabe. Sie finden ihren 
Weg in der entstehung und erfinden 
sich immer wieder neu. Wir müssen ler-
nen aufeinander zuzugehen und uns 
nicht weiter voneinander entfernen. le-
ben darf nicht wertlos gemacht werden. 
  
BürgerRedakteur Vera N.

Verbesserung der familiären lebenschancen für alle:
integrative Wohnformen für alle lebenslagen und alter sollen in 
den Stadtteilen geschaffen werden! ∙ Der Familienbegriff muss im 
sozialen Umfeld neu definiert werden! ∙ Durch verlässliche Kinder-
betreuung und ganztagesstätten werden lebenschancen für alle 
eröffnet! ∙ Vereinbarkeit von Familie und Beruf muss möglich und 
abgesichert werden! ∙ Die Wertstellung der Familie in der Gesell-
schaft muss erhöht werden!alle familiären lebensformen sollen 
gleichgestellt werden!
BürgerRedakteure Rainer Becker, Vera N.

Vorschlag

die WertStellung der Familie 
in der geSellSChaFt erhÖhen

ausserDeM 
in Der DisKussion

Weitere Vorschläge, über die 
online in den ersten beiden 
Wochen in dem ausschuss 
diskutiert wurde, haben die 
überschriften: „alle familiären 
lebensformen sollen gleichgestellt 
werden“, „mehrgenerationenhaus 
in allen Stadtteilen“, sowie „Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf“.

die Wertstellung der Familie wird durch bewusstes, nachahmungswürdiges 
engagement erhöht. im rahmen von Patenschaften wird erziehungsarbeit 
grundsätzlich sinnvoll unterstützt. dem entgegen steht die Vorstellung der 
umsetzung. Wie könnte ein breiter lösungsansatz aussehen?   
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Vorschlag ausschuss integration

integration

Begründung

Voraussetzung für Chancengleichheit 
und eine gemeinsame handlungs-
grundlage ist eine gleiche informations-
lage der Beteiligten. Viele migranten 
sind in deutschland schlechter gestellt 
als deutsche, weil ihnen wesentliche in-
formationen über das leben in deutsch-
land fehlen. So schneiden z. B. viele 
migrantenkinder in der Schule schlecht 
ab, weil ihre eltern keine Kenntnisse 
über das deutsche Schulsystem haben 
und ihre Kinder nicht entsprechend för-
dern. die relative isolation, in der mig-
ranten häufig leben, kommt erschwe-
rend hinzu. 

die institutionalisierung kultureller 
Vermittler verschafft migranten Zugang 
zu den relevanten ressourcen und 
netzwerken und bietet darüber hinaus 
die Plattform zur Begegnung zwischen 
migranten und einheimischen. das Pro-
jekt „migrantinnen lotsen migrantinnen“ 
setzt seit 2008 erfolgreich auf ausgebil-
dete multiplikatorinnen aus verschiede-
nen ländern, die ihren landsleuten 

durch gezielte information hilfestellung 
zur integration in die deutsche gesell-
schaft leisten. 

VorSChlag im detail

dem vom Bundesamt für migration und 
Flüchtlinge in nürnberg geförderten 
Projekt liegt die idee zugrunde, durch 
ausgebildete multiplikatorinnen teilneh-
mern in integrationskursen (iKs) zu hel-
fen, sich über den reinen Spracherwerb 
hinaus in unsere gesellschaft zu integ-
rieren. 

als multiplikatorinnen werden mig-
rantinnen mit guten deutschkenntnis-
sen und einer positiven einstellung zu 
ihrem leben in deutschland zu themen 
geschult, die die zentralen lebens-
bereiche von migranten abdecken. in 
projektinternen Seminaren erfolgt die 
aufbereitung des gelernten zu unter-
richtseinheiten sowie moderations- und 
Präsentationsübungen. anschließend 
werden die informationen von den mul-
tiplikatorinnen an die teilnehmer in den 
iKs weitergegeben. als ein besonderes 

angebot der multiplikatorinnen wird für 
jedes thema in den iKs eine Vertiefung 
in der muttersprache angeboten. Bei 
der Zusammenstellung von teams, die 
in den iKs unterrichten, werden stets 
Partnerinnen unterschiedlicher her-
kunft berücksichtigt. die resonanz bei 
den iK-teilnehmern darauf ist überaus 
positiv. eine großzügiger geregelte Zu-
gänglichkeit von integrationskursen ist 
daher von allgemeinem interesse. es 
besteht eine ebene, auf der sich viele 
teilnehmer trauen, Fragen zu stellen, 
und sich bestimmten themen eher öff-
nen.

das Ziel ist die etablierung des 
multiplikatorinnenprinzips. um gesell-
schaftliche anerkennung für ihre tätig-
keit zu erlangen, werden die multiplika-
torinnen für die moderation in den iKs 
und die eigenständige durchführung 
von niederschwelligen Frauenkursen 
entlohnt. Perspektivisch ist der einsatz 
von gut ausgebildeten multiplikatorin-
nen in unterschiedlichen tätigkeitsfel-
dern denkbar: im rahmen von Wohl-
fahrtsverbänden, Sprachkursträgern, 

Familienbildungsstätten, ausländischen 
Vereinen, Schulen und Kindergärten, 
erziehungs- und Familienberatungs-
stellen sowie bei der Betreuung älterer 
migrantinnen und migranten. 

Pro und Contra

Contra: Qualität kostet geld! eine gute 
ausbildung, gute leute (multiplikato-
ren), die verantwortungsvolle aufgaben 
übernehmen, und auch die Koordinati-
on und organisation des ganzen gibt 
es nicht zum nulltarif. hier muss deut-
lich mehr investiert werden.

Pro: es gibt gelder, diese stehen je-
doch auch für angebote bereit, die die 
migranten leider nicht erreichen und 
deshalb ungenutzt bleiben. Wenn ein 
teil der für integrationsmaßnahmen zur 
Verfügung stehenden gelder gezielt in 
die ausbildung und entlohnung von 
multiplikatoren aus verschiedenen her-
kunftsländern investiert werden würde, 
könnte sich das auszahlen: im Projekt 
„migrantinnen lotsen migrantinnen“ er-
reichten 15 ausgebildete multiplikatorin-

nen in einem Zeitraum von zwei Jahren 
über 1000 migrantinnen und migranten 
in integrationskursen. 

umSetZung

1. integrierte migranten auf breiter ebe-
ne als multiplikatoren ansprechen, z. B. 
mittels einer bundesweiten Kampagne, 
in der auch der Bekanntheitsgrad von 
Prominenten genutzt wird. der Blick der 
deutschen, aber auch der der migran-
ten muss wertschätzend auf die res-
sourcen und die erbrachte integrations-
leistung der als multiplikatoren in Frage 
kommenden Personen gelenkt werden.

2. multiplikatorinnen sollten enga-
giert und in multiplikatorenschulungen 
gut ausgebildet werden: ausbildung 
in Zweitsprachvermittlung, lerntheorie, 
migrationssoziologie und zu aktuellen 
bildungs- bzw. gesellschaftspolitischen 
diskursen. die große Bereitschaft von 
migranten, als multiplikatoren zu fungie-
ren, und ihr Potenzial, die eigenen 
landleute zu erreichen, sollten genutzt 
werden.

3. institutionalisierung mit kommunaler 
anbindung: es wird empfohlen, das mo-
dell „migrantinnen lotsen migrantinnen“ 
im weiteren Verlauf bundesweit zu insti-
tutionalisieren und das multiplikatorin-
nen-Programm wissenschaftlich zu be-
gleiten. 

BürgerRedakteur Maria-Grazia Chiaro

in deutschland leben menschen aus verschiedenen Kulturen. 
eines sollte einheimische, Zugewanderte sowie menschen 
mit migrationshintergrund vereinen: eine gemeinsame grund-
lage, an der sich das handeln ausrichtet. nach den Werten des 
grundgesetzes friedlich in der demokratie zu leben, ist unsere 
gemeinsame, große herausforderung. dazu zählen auch der 
abbau von Vorurteilen untereinander und die Begegnung mit 
dem anderen.  
BürgerRedakteure Maria-Grazia Chiaro, Volker Licht

Vorschlag

auS BetroFFenen 
Beteiligte maChen

ausserDeM 
in Der DisKussion

Weitere Vorschläge, über die 
online in den ersten beiden 
Wochen in dem ausschuss 
diskutiert wurde, haben die 
überschriften: „Kulturelle Vermittler 
und multiplikatoren nutzen!“, 
sowie„unser Konsens – das 
grundgesetz!“.

um einen grundstein für den austausch von deutschen und migranten zu 
legen, bedarf es kultureller mittler. Wie im mannheimer Projekt „migrantinnen 
lotsen migrantinnen“ sollten geschulte multiplikatoren migranten auf grundlage 
des grundgesetzes in Bereichen wie Schule, arbeit und gesundheit beraten. 
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Vorschlag ausschuss BilDung

Bildung

Begründung

ein guter Bildungsstand eines landes ist 
der garant für Wohlstand und mensch-
lichkeit. gleiche Bildungschancen für alle 
Bürger sind die grundvoraussetzung für 
ein hohes Bildungsniveau. dieses wiede-
rum ist von grundsätzlicher Bedeutung 
für den Wirtschaftsstandort deutschland. 
damit wird das thema Bildung zur tra-
genden Säule unseres landes. Bestens 
qualifizierte lehrer und erzieher sind da-
für die grundlage. eine permanente Wei-
terbildung bringt Sicherheit und motiva-
tion bei lehrern und erziehern. 

gute Bildung beginnt schon im Kin-
dergarten; spielerisch kann hier schon 
auf die Sprachbildung eingegangen wer-
den. Bei Kindern mit migrationshinter-
grund muss eine qualifizierte Sprachför-
derung schon früher einsetzen. der 
übergang vom Kindergarten zur grund-
schule muss fließend geschehen. erzie-
her müssen erkennen, dass eine ihrer 
wesentlichen aufgaben darin besteht, 
die Kinder auf die grundschule vorzube-
reiten. gut ausgestattete Schulen mit 

kleinen Klassen schaffen die besten 
rahmenbedingungen. 

VorSChlag im detail

ein gutes Bildungssystem braucht bes-
tens ausgebildete lehrer und erzieher, 
braucht modern eingerichtete Schulen 
mit kleinen Klassen und damit mehr auf-
merksamkeit für den einzelnen Schüler 
und seine individuelle Förderung. Frühe 
Schulpraktika müssen das lehramtsstu-
dium begleiten. der lehrkörper muss 
durch Schulpsychologen unterstützt wer-
den. ausgefallene Schulstunden sind ein 
eklatantes Problem an allen Schulen. da-
her brauchen wir mehr lehrer. gute Bil-
dung beginnt im Kindergarten. Während 
in den ersten Kindergartenjahren die Be-
treuung, die allgemeine Förderung und 
Beobachtung im Vordergrund stehen, 
muss spätestens im letzten Kindergarten-
jahr klar sein, ob und in welchen Berei-
chen ein Kind speziellen Förderbedarf 
hat. gezielte Förderung muss unmittelbar 
einsetzen. das Kind muss danach dem 
Schulbetrieb gewachsen sein. Zwischen 

Kindergarten und grundschule müssen 
Synergien gefördert werden. Für Kinder-
garten und Schule müssen genügend 
ganztagsangebote geschaffen werden. 

regelmäßige Kontrollen von lehrme-
thoden, sozialen und pädagogischen Fä-
higkeiten sollen durchgeführt werden. 
das dient auch der motivation zur Weiter-
bildung. angemessene maßnahmen bei 
nicht ausreichenden Fähigkeiten müssen 
folgen. die verpflichtende teilnahme an 
angebotenen, praxisnahen Weiterbil-
dungsmaßnahmen muss zum anforde-
rungsprofil eines lehrberufs gehören. 
(Beamtentum auf Zeit?) Bildungsangebo-
te sind für alle, auch für eltern und erzie-
her, auszubauen und es gilt anreize zu 
schaffen, damit sie wahrgenommen wer-
den. es reicht nicht, wenn sich einzelne 
länder an diesen Vorgaben orientieren. 

Wir brauchen ein für die gesamte Bun-
desrepublik geltendes Bildungssystem. 
lerninhalte müssen im mindestumfang 
verbindlich definiert werden. dies erleich-
tert bei Bedarf auch die Vertretung. Zu-
sätzlich vermittelte extras an Schulen 
dürfen einen Schulwechsel in ein ande-

res Bundesland nicht behindern. Bildung 
und Weiterbildung muss sich jeder leisten 
können, daher dürfen wirtschaftliche und 
soziale herkunft keine rolle spielen. 

Pro und Contra

Pro: Weiterbildung und austausch för-
dern und unterstützen jeden einzelnen. 
Konstruktive Kritik mit der Chance auf 
Verbesserung der persönlichen Situation 
und daraus resultierende Konsequenzen 
wirken motivierend. in der freien Wirt-
schaft sind lebenslanges lernen und die 
Bereitschaft zu Veränderungen längst 
angekommen. durch die aufhebung des 
Bildungsföderalismus kann sehr viel geld 
eingespart werden. ein bundeseinheit-
liches Bildungssystem erleichtert den 
Wohnortwechsel zwischen einzelnen 
Bundesländern. Bessere rahmenbedin-
gungen in den Schulen und zusätzliche 
pädagogische Fachkräfte würden entlas-
tend wirken und die Fokussierung auf 
schulische Kernaufgaben stärken. 

Contra: Weder die beamteten lehrer 
noch die Kultusministerien der länder 

werden ihren Status freiwillig ändern. die 
Vereinheitlichung des Bildungssystems 
wird mehrere Jahre dauern. eine umfas-
sende umstrukturierung mit mehr leh-
rern wird anfänglich zusätzliche Kosten 
verursachen. lehrbewertungen könnten 
demotivierend wirken. 

umSetZung

unser Schul- und Bildungssystem bedarf 
dringend einer reform. deshalb müssen 
die Vorschläge des Forums als eine klare 
aufforderung zum handeln angesehen 
werden. die Wichtigkeit eines bundesein-
heitlichen Bildungssystems muss in der 
öffentlichen diskussion breiter angelegt 
werden. gewerkschaften und politische 
Parteien müssen das thema Bildung in 
ihren Programmen deutlicher präsentie-
ren. die Kultusminister sollen zu den Vor-
schlägen öffentlich Stellung beziehen. 
Somit wird der Wähler ausreichend infor-
miert und kann mit seiner Stimmabgabe 
die gewichtung unterstreichen. nur dann 
wird die dringlichkeit nötiger Veränderun-
gen an den entsprechenden staatlichen 

Stellen ankommen und kann nicht mehr 
ignoriert werden. die gesetzlichen rah-
menbedingungen für ein einheitliches 
Bildungssystem können nur gemeinsam 
von den Kultusministerien der länder an 
einem tisch erarbeitet werden. die er-
gebnisse sind in einer Bundespressekon-
ferenz zu veröffentlichen.  

BürgerRedakteur 
Hans-Joachim Schilling

Kostenlos: das Bildungsangebot der Bundesrepublik muss 
unabhängig von der finanziellen lage, der sozialen herkunft, 
dem alter und dem kulturellen hintergrund gestaltet werden.
einheitlich: das gleiche Bildungssystem muss für die gesamte 
Bundesrepublik gelten. lehrpläne sind so zu gestalten, dass 
Wechsel zwischen den Schularten leichter möglich sind.
gerecht: es muss allen Bürgern eine individuelle, größtmögliche 
Förderung gewährleistet und recht und Pflicht auf Weiterbildung 
eingeräumt werden.
BürgerRedakteure Ruslan Fursa, Hans-Joachim Schilling

Vorschlag

QualiFiZierte und 
motiVierte lehrer und erZieher

ausserDeM 
in Der DisKussion

Weitere Vorschläge, über die online 
in den ersten beiden Wochen in 
dem ausschuss diskutiert wurde, 
haben die überschriften: „Frühe 
Kindergartenpflicht (ab 3 Jahre)“,
„Kostenlose Bildungsangebote 
(für alle) von anfang an!“, sowie
„lebenslanges individuelles lernen 
kostenlos fördern!“.

gleiche Bildungschancen für alle in einem bundeseinheitlichen, qualitativ 
bestmöglichen Bildungssystem. eine praxisnahe aus- und Weiterbildung mit 
höheren Bildungsstandards für lehrer und erzieher sowie gute ausbildungs-
stätten für alle Bürger, überall in deutschland, müssen selbstverständlich sein. 
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demografie

Vorschlag ausschuss  DeMograFie

Begründung

der demografische Wandel wird seit 
vielen Jahren in den unterschiedlichs-
ten Zusammenhängen als Schlagwort 
benutzt. ob für Bauwesen, städtebau-
liche entwicklung, gesundheit, alters-
vorsorge, ausbildung, arbeitsmarkt, 
Zuwanderung oder integration hinter-
lassen Statistiken und fachliche erörte-
rungen einen datennebel, der den Be-
griff zusätzlich verschleiert. 

um Strategien für zielführendes 
handeln zu entwickeln, fehlt ein unab-
hängiges gremium, das die bestehen-
den informationen auswertet, struk-
turiert verknüpft und auf fehlende 
informationen aufmerksam macht. defi-
zite der bisherigen Kommunikation, teil-
weise beeinflusst durch interessen-
gruppen, sollen in einer interdisziplinären 
diskussion aufgearbeitet werden. 

die erkenntnisse müssen sowohl der 
Fachwelt als auch der Politik und der 
gesellschaft vermittelt werden. an-
stehende entscheidungen sollten zu-
vor mit den Bürgern diskutiert werden. 

echte transparenz für echte Bürger-
nähe und tragfähige entscheidungen. 

VorSChlag im detail

1. der generationenrat sollte jeweils 
bei den demokratischen organisationen, 
also Bürgermeister, ministerpräsident, 
Bundeskanzler und Bundespräsident, 
angesiedelt sein.

2. diese gremien sind parteiunab-
hängig zu besetzen und haben im Ver-
gleich zu den demokratischen organisa-
tionen eine doppelte Berufungsdauer.

3. die mittelausstattung sollte z. B. 
eine Promille des jeweiligen haushaltes 
betragen und kürzbar sein. über die Ver-
wendung der mittel entscheiden die räte 
eigenverantwortlich.

4. Schwerpunkt ist die Kommuni-
kation der Veränderungen durch die 
demografische entwicklung sowie deren 
aufarbeitung für den einzelnen, die 
verschiedenen Bevölkerungs- und al-
tersgruppen. darüber hinaus sollen 
ressort- und ämterübergreifende hand-
lungsempfehlungen für nachhaltige Ver- 

änderungen erstellt werden. Beispiel: 
Bei gleicher oder sinkender Bevölkerung 
sind ehemalig genutzte gelände zu 
revitalisieren und zu nutzen, anstelle 
der erschließung von neubaugebieten. 
anschlüsse und Straßen sind schon 
vorhanden, ebenso die nahverkehrs-
anbindungen. die unterhaltskosten stei-
gen nicht, da keine zusätzlichen Straßen 
gepflegt werden müssen.

5. Zielstellung wäre, dass gemeinsam 
mit uns Bürgern ein update der Sozial-
systeme realisiert wird. die gemein-
schaftliche und eigene Verantwortung ist 
auf eine neue Basis zu stellen.

6. das gremium soll ohne lobby-
gruppen besetzt werden. nach einer 
qualifizierten Bestandsaufnahme der 
daten/Fakten sind neutrale handlungs-
empfehlungen zu veröffentlichen. diese 
können und dürfen sich nicht aus-
schließlich nur an Kosten/nutzen aus-
richten. der Begriff der arbeit ist zur 
diskussion zu stellen. er darf nicht 
ausschließlich auf die erwerbsarbeit 
bezogen werden. Bedingt durch den 
demografischen Wandel kann die rela-

tiv kurze Phase der Berufstätigkeit nicht 
die deutungshoheit über Preis/Wert 
beanspruchen, sie kann in Zukunft die 
gesellschaftlichen aufgaben immer 
weniger bewältigen. die ergebnisse 
sind z. B. in einer Zeitschrift und/oder 
auf einer internetplattform zu diskutie-
ren. 

Pro und Contra

Pro: Veränderungen werden durch die 
organisationen und den einzelnen 
bewusst in ihren auswirkungen ver-
standen, entsprechend wird gehandelt. 
die sozialen Sicherungssysteme funk-
tionieren nachhaltig für die nächsten 
Jahrzehnte ohne permanente repara-
turen.

Contra: die etablierten organisa-
tionen verlieren macht und einfluss 
und werden gegensteuern. Für soziale 
härtefälle muss eine geeignete or-
ganisation geschaffen werden. eine 
zusätzliche institution (die geld kos-
tet) bringt aber nicht zwangsläufig bes-
sere ergebnisse. der generationenrat 

darf nicht als deckmantel für poli-
tische entscheidungen „euer gene-
rationenrat hat entschieden ...“ miss-
braucht werden. 

umSetZung

durch eine gesetzliche regelung mit 
einer entsprechenden durchführungs-
verordnung wird die unabhängige, mit 
eigenen mitteln ausgestattete organi-
sation generationen-/demografierat in 
unserem gesellschaftssystem veran-
kert. diese organisation wird zu schon 
parallel Bestehenden über dekaden in 
die verschiedenen politischen ebenen 
berufen, die mandatsbefristung beträgt 
zwei dekaden. 

die mitglieder der gremien werden 
durch ein öffentliches anhörungsver-
fahren berufen. das gremium muss 
die generationenzusammensetzung der 
gesellschaft abbilden. die Berufungs-
kriterien richten sich nach persönlicher 
und fachlicher eignung, z. B. erfahrene, 
informierte und ggf. ehrenamtlich tätige 
Bürger. mandatsträger und lobbyisten 

sind nicht berufungsfähig. Sie müssen 
bei Wahrnehmung solcher aufgaben/
tätigkeiten während der Berufungs-
dauer ihr mandat zurückgeben und wer-
den entsprechend nachbesetzt. 

BürgerRedakteur Ralph Rischmüller

Klare Kommunikation der Konsequenzen der überalterung –
die demografische entwicklung erfordert eine langfristige 
Problemlösung. dieses gesamtgesellschaftliche Problem ist 
in allen seinen Facetten aufzufächern. der interessenkonflikt 
ist gesellschaftsgruppen- und generationenübergreifend 
darzustellen. der Schwerpunkt liegt auf einem fairen und 
sozialen ausgleich. Ziel ist eine klare, soziale grundlage 
für die lebensplanung.
BürgerRedakteure Manfred Hetzel, Ralph Rischmüller

Vorschlag

KommuniKationSeBenen 
auFBauen!

ausserDeM 
in Der DisKussion

Weitere Vorschläge, über die 
online in den ersten beiden 
Wochen in dem ausschuss 
diskutiert wurde, haben die 
überschriften: „aus ,Blinden‘ 
,Sehende‘ machen“, „demo-
grafierat“, sowie „herausarbeiten 
der Folgen für verschiedene 
lebensbereiche“.

generationenrat gebraucht! der generationenrat fungiert als unabhängiger 
mittler zwischen Fachwelt und alltag. Kernaufgabe ist, die vielfältigen informationen 
aus den unterschiedlichen Quellen in eine allgemein verständliche Sprache 
umzusetzen, lösungen aufzuzeigen und in die gesellschaft einzubringen.  



Eine Initiative des Bundespräsidenten mit:

Stadt und 
Landkreis Hof

Kreis  
Dithmarschen

Landkreis Rotenburg (Wümme)

Landkreis Emsland

Landkreis Ludwigslust

Landkreis 
Bad Doberan

Stadt Braunschweig Landkreis  
Teltow-Fläming

Stadt Halle (Saale)

Stadt ChemnitzWartburgkreis

Werra-Meißner-Kreis

Kreis Paderborn
Stadt Bochum

Bundesstadt Bonn

Stadt Frankfurt am Main

Stadt Mannheim
Landkreis 

Kusel

Landkreis Saarlouis

Landkreis Göppingen

Landkreis 
Regensburg

Stadt Freiburg (Breisgau)
Landkreis Lindau 
(Bodensee)

Landkreis Altötting

Stadt und 
StädteRegion 
Aachen


